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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

410. Verordnung: Vollzug von Freiheitsstrafen und Vollzug der Untersuchungshaft an weiblichen
Jugendlichen im Sprengel des Jugendgerichtshofes Wien

4 1 1 . Verordnung: Änderung der Verordnung des Bundesministers für Finanzen über die Fest-
setzung von pauschalierten Aufwandsentschädigungen

410 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 26. Juli 1976 über den Vollzug
von Freiheitsstrafen und über den Vollzug
der Untersuchungshaft an weiblichen Jugend-
lichen im Sprengel des Jugendgerichtshofes

Wien
Auf Grund der §§ 9 Abs. 5 und 10 Abs. 1

des Strafvollzugsgesetzes, BGBl. Nr. 144/1969,
in der Fassung des Strafvollzugsanpassungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 424/1974, der §§ 54, 58
Abs. 1 und 2 und 59 des Jugendgerichtsgesetzes
1961, BGBl. Nr. 278, in der Fassung des Ein-
führungsgesetzes zum Strafvollzugsgesetz, BGBl.
Nr. 145/1969, und des Jugendstrafrechtsanpas-
sungsgesetzes, BGBl. Nr. 425/1974, auf Grund
der Art. III und IV des Strafvollzugsanpassungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 424/1974, sowie unter sinn-
gemäßer Anwendung des § 185 der Strafprozeß-
ordnung 1975, BGBl. Nr. 631, in Verbindung
mit § 30 des Jugendgerichtsgesetzes 1961 wird
verordnet:

Artikel I

§ 3 der Sprengelverordnung für den Jugend-
strafvollzug, BGBl. Nr. 160/1975, hat zu lauten:

„Gefangenenhäuser der Gerichtshöfe
§ 3. In anderen als den in den §§ 1 und 2

dieser Verordnung bezeichneten Fällen sind Frei-
heitsstrafen in den nach § 9 Abs. 3 und 4 des
Strafvollzugsgesetzes, BGBl. Nr. 144/1969, in der
Fassung des Strafvollzugsanpassungsgesetzes,
BGBl. Nr. 424/1974, in Verbindung mit § 2 der
Sprengelverordnung für den Strafvollzug, BGBl.
Nr. 740/1974, für Erwachsene zuständigen Ge-
fangenenhäusern der Gerichtshöfe mit der Maß-
gabe zu vollziehen, daß

1. bei männlichen Jugendlichen an die Stelle
der Gefangenenhäuser des Landesgerichtes für
Strafsachen Wien und, soweit die Strafzeit drei
Monate übersteigt, auch an die Stelle aller
anderen Gefangenenhäuser im Sprengel des
Oberlandesgerichtes Wien das Gefangenenhaus
des Jugendgerichtshofes Wien tritt und

2. bei weiblichen Jugendlichen, soweit die
Strafzeit drei Monate übersteigt, an die Stelle

aller Gefangenenhäuser im Sprengel des Ober-
landesgerichtes Wien die Sonderabteilung für
weibliche Jugendliche des landesgerichtlichen
Gefangenenhauses I Wien tritt."

Artikel II
In Jugendstrafsachen sind weibliche Unter-

suchungshäftlinge statt im Gefangenenhaus des
Jugendgerichtshofes Wien im landesgerichtlichen
Gefangenenhaus I Wien anzuhalten.

Artikel III
Diese Verordnung tritt mit 1. August 1976

in Kraft.
Broda

4 1 1 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 1. Juni 1976, mit der die
Verordnung des Bundesministers für Finan-
zen über die Festsetzung von pauschalierten

Aufwandsentschädigungen geändert wird

Auf Grund des § 20 in Verbindung mit § 15
Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54,
in der Fassung der 24. Gehaltsgesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 214/1972, wird mit Zustimmung des
Bundeskanzlers verordnet:

Artikel I

Der § 4 der Verordnung des Bundesministers
für Finanzen vom 24. April 1973, BGBl.
Nr. 211, in der Fassung BGBl. Nr. 195/1975
über die Festsetzung von pauschalierten Auf-
wandsentschädigungen wird wie folgt geändert:

„§ 4. Die Aufwandsentschädigung (Nacht-
dienstgeld) nach § 3 beträgt für jede Stunde der
Dienstleistung 8,50 S. Für Bruchteile einer Stunde
von mehr als 30 Minuten gebührt der volle
Stundensatz, Bruchteile einer Stunde bis zu
30 Minuten bleiben unberücksichtigt."

Artikel II
Diese Verordnung tritt mit 1. Juni 1976 in

Kraft.
Androsch
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